
 

 

 

Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V. 

  

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Ehrenamtliche und Helferkreise,  
 
heute möchte ich Sie gerne wieder über einige interessante Neuigkeiten 
informieren: 
 

1. 9. Infobrief aus dem Bayerischen Innenministerium für haupt- und 
ehrenamtlich Tätige im Bereich Asyl und Integration 
Der aktuell Infobrief des Bayerischen Innenministeriums informiert 
über die Umsetzung der 8. Bayerischen 
Infektionsschutzmaßnahmenverordnung in den GUs und ÜWHs mit 
Aussagen zu Abstandsgebot und Kontaktbeschränkungen inkl. 
Besuchen in den GU‘s, Zugang von Ehrenamtlichen und Flüchtlings- 
und Integrationsberaterinnen, Sprachkursen und Integrationsprojekten 
in Präsenz, Essensausgabe sowie Schule und Kinderbetreuung im 
AnkER, Nutzung von Freiflächen und Spiel- und Sportplätzen in GUs 
und ÜWHs sowie Ansammlungen in GUs. Weiter wird die humanitäre 
Aufnahme von 100 der über 36.000 Geflüchteten aus den völlig 
überfüllten Aufnahmezentren auf den griechischen Inseln angekündigt. 
Würzburg werden 2 Personen zugeteilt.  
Die ausführlichen Informationen finden Sie bei Interesse im 
angehängten PDF (9. Infobrief vom 06.11.2020). Die rechtliche 
Grundlage für die Regelungen bietet die Achte Bayerische 
Infektionsschutzmaßnahmenverordnung, die Sie angehängt als PDF 
(Anlage 8. BayIfSMV) finden.    

 
2. Online-Seminar am 17. November 2020: Wenn die Familie den 

Ehepartner bestimmt (hat) 
In einigen Herkunftsländern ist es Tradition, dass die Eltern oder die 
Familie Ehepartner*innen für ihre Kinder aussuchen. Das kann zu 
Konflikten führen, wenn die jungen Menschen eigene Vorstellungen 
von ihrer Partnersuche haben. Als Folge davon werden die Töchter oft 
stark beaufsichtig und der Kontakt zu jungen Männern verboten. In 
anderen Fällen erzählen erwachsene geflüchtete Frauen, dass sie zu 
ihrer Ehe genötigt wurden, dass sie unglücklich sind und sich trennen 
wollen. Traditionelle Familien sehen dadurch die Familienehre bedroht 
und möglicherweise wird Gewalt im Namen der Ehre angedroht.  
Das Seminar will hier Hilfestellung geben, wie Sie als Ehrenamtliche 
handeln können, um die Betroffenen gut zu unterstützen. Referentin 
ist Bettina Gütschow, Beraterin bei Wüstenrose / IMMA e.V. für FGM 
und Zwangsheirat. Das Seminar am Dienstag, 17. November 2020 um 
19:30 Uhr wird über Zoom stattfinden und ist kostenfrei. Bei Interesse 
können Sie sich unter asylinkempten@diakonie-kempten.de anmelden 
und bekommen dann einen Zugangslink geschickt.  
 
 

mailto:asylinkempten@diakonie-kempten.de
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 9. Infobrief vom 6. November 2020 für alle haupt- und ehrenamtlich Täti-


gen sowie Projektträger in den Bereichen Asyl und Integration 


 


Das StMI informiert im Folgenden über wesentliche Maßnahmen und Neurege-


lungen in den Bereichen Asyl und Integration: 


 


1. Umsetzung der Achten Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverord-


nung (8. BaylfSMV, siehe Anlage) in den Asylunterkünften und Übergangs-


wohnheimen 


Da die Zahl der Infizierten in Deutschland und Bayern mit einer exponentiellen 


Dynamik ansteigt, gelten seit 2. November 2020 in Bayern zusätzliche Maßnah-


men zur Eindämmung der Pandemie. Diese gelten auch für die Menschen in 


den Asylunterkünften und Übergangswohnheimen: 


 


a) Abstandsgebot und Kontaktbeschränkungen in den Asylunterkünften und 


Übergangswohnheimen 


Für den Bereich der Asylunterbringung und Übergangswohnheime gilt in 


den Unterkünften das allgemeine Abstandsgebot sowie eine generelle 


Maskenpflicht auf allen Flächen und in Räumen außerhalb der Bewohner-


zimmer bzw. abgeschlossener Wohneinheiten. Hierzu zählen insbesondere 


die Gemeinschaftsflächen wie Flure, Küchen oder Sanitäranlagen. 


 


Die Kontaktbeschränkung des § 3 Abs. 1 der 8. BayIfSMV gilt für das ge-


samte Gelände von Übergangswohnheimen, der ANKER sowie in Unter-


künften der Anschlussunterbringung. Das heißt, der gemeinsame Aufenthalt 


mehrerer Personen auf dem Gelände der Einrichtung ist nur gestattet mit 


den Angehörigen des eigenen Hausstands sowie zusätzlich den Angehöri-


gen eines weiteren Hausstands, solange dabei die Gesamtzahl von höchs-


tens zehn Personen nicht überschritten wird. 
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Besuche in den Gemeinschafts- oder dezentralen Unterkünften sowie 


Übergangswohnheimen sollen nur nach Absprache mit der Unterkunftslei-


tung und lediglich in Ausnahmefällen erfolgen, z. B. bei nahen Familienan-


gehörigen oder bei nachvollziehbarer Darlegung eines berechtigten Interes-


ses (zum Zugang von Ehrenamtlichen, Flüchtlings- und Integrationsberatern 


und Integrationslotsen vgl. Bst. b)). Übernachtungen von Besuchern sowie 


Besuche aus dem Ausland sind generell nicht zulässig. 


 


b) Zugang von Ehrenamtlichen, Flüchtlings- und Integrationsberatern und In-


tegrationslotsen zu Asylunterkünften und Übergangswohnheimen 


Nicht in den Einrichtungen regelmäßig beschäftigten Personen wie z. B. 


Flüchtlings- und Integrationsberatern, weiteren Mitarbeitern der Wohlfahrts-


verbände und mit diesem Personenkreis vergleichbar tätigen Ehrenamtli-


chen oder Rechtsberatern ist für die Dauer der Geltung der 8. BayIfSMV un-


ter Beachtung der geltenden Hygienekonzepte und dem bislang prakti-


zierten Verfahren zur Kontaktdatenerfassung das Betreten der Einrich-


tungen weiterhin gestattet. In den Unterkünften gilt auch für diese das all-


gemeine Abstandsgebot sowie eine generelle Maskenpflicht auf allen Flä-


chen und in Räumen außerhalb der Bewohnerzimmer bzw. abgeschlosse-


ner Wohneinheiten. Zum eigenen Schutz und zum Schutz der Bewohner 


wird geraten, auch in den Bewohnerzimmern und in abgeschlossenen 


Wohneinheiten eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen, wenn der Abstand 


nicht eingehalten werden kann. 


 


Die Flüchtlings- und Integrationsberatung ist von den Kontaktbeschrän-


kungen nicht betroffen, da es sich um eine berufliche Tätigkeit handelt, für 


die die Ausnahme des § 3 Abs. 3 der 8. BayIfSMV gilt.  


 


c) Sprachkurse und Integrationsprojekte als Präsenzveranstaltungen 


Bei Integrationskursen und (Berufs-)Sprachkursen handelt es sich um 


außerschulische Bildungsangebote im Sinne des § 20 Abs. 1 der 


8. BayIfSMV. Sie sind zulässig, wenn zwischen allen Beteiligten ein Min-


destabstand von 1,5 m gewahrt ist. Soweit der Mindestabstand nicht zuver-


lässig eingehalten werden kann, besteht Maskenpflicht, insbesondere in 


Verkehrs- und Begegnungsbereichen. Bei Präsenzveranstaltungen besteht 
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die Maskenpflicht auch am Platz. Der Betreiber hat ein Schutz- und Hygie-


nekonzept auf der Grundlage eines von den Staatsministerien für Unterricht 


und Kultus und für Gesundheit und Pflege bekannt gemachten Rahmenkon-


zepts auszuarbeiten und auf Verlangen der zuständigen Kreisverwaltungs-


behörde vorzulegen. 


 


Das Gleiche gilt für alle weiteren Integrationsangebote, z. B. die Kurs-


reihe „Leben in Bayern“ und das Projekt „Lebenswirklichkeit in Bayern“, mit 


Ausnahme von Programmteilen, die in spezielleren Regelungen der 


8. BaylfSMV für unzulässig erklärt werden (z. B. Schwimmunterricht und 


Sportprogramme in der Gruppe). 


 


d) Essensausgaben in den ANKERn 


Die Essensausgabe in den ANKERn ist von der Schließung der Gastrono-


miebetriebe nicht betroffen. Bei der Verpflegung in Asylunterkünften handelt 


es sich weder um einen Gastronomiebetrieb (§ 13 Abs. 1 der 8. BayIfSMV) 


noch um eine Betriebskantine (§ 13 Abs. 3 der 8. BayIfSMV), da die Es-


sensausgabe eine Sachleistung nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 


(AsylbLG) darstellt. 


 


Das für die Einrichtung aufgestellte Schutz- und Hygienekonzept sowie die 


Einhaltung des Mindestabstands von 1,5 m werden auch bei der Essens-


ausgabe strikt beachtet. Es gilt sowohl für das Ausgabepersonal als auch 


die Asylbewerber Maskenpflicht. Bei einem Verzehr vor Ort sind Speisen 


und Getränke ausschließlich am Platz einzunehmen. Insoweit besteht eine 


Ausnahme von der Maskenpflicht. Zusätzlich besteht die Möglichkeit, die 


Speisen mit in die Zimmer zu nehmen.  


 


e) Schulen und Kinderbetreuung 


Unterricht und sonstige Schulveranstaltungen sowie Kinderbetreuung im 


ANKER sind zulässig, wenn durch geeignete Maßnahmen sichergestellt ist, 


dass dem Infektionsschutz Rechnung getragen wird. Das einrichtungsspezi-


fische Hygienekonzept ist auch hierbei zu beachten. In den für die Beschu-


lung vorgesehenen Räumen besteht Maskenpflicht. Unbeschadet des 


§ 2 der 8. BayIfSMV sind von dieser Pflicht ausgenommen, Schülerinnen 
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und Schüler nach Genehmigung des aufsichtführenden Personals aus zwin-


genden pädagogisch-didaktischen oder schulorganisatorischen Gründen 


sowie Schulverwaltungspersonal nach Erreichen des jeweiligen Arbeitsplat-


zes, sofern nicht weitere Personen anwesend sind. 


 


Wird den Verpflichtungen zum Tragen der Maske und Beachtung des Hygi-


enekonzeptes nicht nachgekommen, sollen die betreffenden Schülerinnen 


und Schüler vom Unterricht ausgeschlossen werden. Für Schülerinnen und 


Schüler gilt dies nur ab der Jahrgangsstufe 5. 


 


f) Nutzung von Spiel- und Sportplätzen und vergleichbaren Freiflächen auf 


dem Unterkunftsgelände in Asylunterkünften und Übergangswohnheimen 


Die Ausübung von Individualsportarten ist entsprechend § 10 Abs. 1 der 


BayIfSMV nur allein, zu zweit oder mit den Angehörigen des eigenen Haus-


stands erlaubt. Als Individualsport zählt auch, wenn im Rahmen dieser 


Grenzen beispielsweise eine Ballsportart ausgeübt wird. Nur für diesen 


Zweck ist die Nutzung von Sporthallen, Sportplätzen und anderen Sportstät-


ten auf dem Gelände zulässig. Die Ausübung von Mannschaftssportarten ist 


untersagt. 


 


Spielplätze und Spielstätten unter freiem Himmel auf dem Gelände der 


Einrichtungen dürfen durch Kinder nur in Begleitung von Erwachsenen be-


treten werden. Die begleitenden Erwachsenen sind gehalten, jede An-


sammlung zu vermeiden und wo immer möglich auf ausreichenden Abstand 


der Kinder zu achten (§ 11 Abs. 2 der 8. BayIfSMV). 


 


g) Ansammlungen in den Asylunterkünften und Übergangswohnheimen 


Ansammlungen auf dem Gelände sowie in Gemeinschaftsräumen von Asyl-


unterkünften und Übergangswohnheimen sind untersagt. 


 


Von diesem Verbot nicht betroffen sind Gottesdienste bzw. Zusammen-


künfte von Glaubensgemeinschaften und Versammlungen im Sinne des 


Bayerischen Versammlungsgesetzes soweit die in § 6 der 8. BayIfSMV 


bzw. § 7 der 8. BayIfSMV genannten Voraussetzungen eingehalten werden. 
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2. Humanitäre Aufnahmen aus Griechenland 


Die Bundesrepublik hat sich bereit erklärt, bis zu 1.553 Personen mit griechi-


scher Anerkennung oder subsidiärem Schutz aus Griechenland aufzunehmen. 


Bei diesen wird es sich um keine Asylbewerber handeln, sondern um Perso-


nen, die im Wege einer Humanitären Aufnahme (§ 23 Abs. 2 AufenthG) in die 


Bundesrepublik Deutschland einreisen und in der Folge eine Aufenthaltserlaub-


nis erhalten werden. Der Bund wird dem Freistaat Bayern aus diesem Kontin-


gent 100 anerkannt schutzberechtigte Personen zuteilen. 


 


Insgesamt sind elf Transfers geplant. Dem Freistaat Bayern wurden im Rahmen 


der ersten Einreise am 16. Oktober 2020 keine Personen zugeteilt. Am 29. Ok-


tober 2020 fand die zweite Einreise nach Deutschland mit Erstaufnahme im 


Grenzdurchgangslager Friedland statt, von welchem erstmalig am 10. Novem-


ber 2020 eine Weiterleitung von neun Personen nach Bayern erfolgen wird. 


 


Die Besonderheit bei diesem für die Schutzsuchenden aus Griechenland aufge-


legten Aufnahmeverfahren ist, dass die auf Bayern entfallenden Personen alle-


samt von aufnahmebereiten bayerischen Kommunen untergebracht werden. 


Eine staatliche Aufnahme in den bayerischen Übergangswohnheimen entfällt 


daher.  


 


Folgende Kommunen und Organisationen werden nach aktueller Planung ge-


flüchtete Familien aufnehmen: 


 


Regierungsbezirk Kommune / Organisation 


Oberbayern Landeshauptstadt München 


 Stadt Ingolstadt 


Niederbayern Stadt Passau 


 Stadt Straubing 


Oberpfalz Stadt Regensburg 


Oberfranken Stadt Bayreuth 


 Stadt Hof 
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Mittelfranken Stadt Erlangen 


 Stadt Fürth 


 Rummelsberger Diakonie 


Unterfranken Stadt Würzburg 


 Stadt Aschaffenburg 


Schwaben Stadt Augsburg  


 Stadt Lindau (Bodensee) 


 Landkreis Aichach-Friedberg 


 


Für die erste den Freistaat Bayern betreffende Einreise vom 29. Oktober 2020 


gestaltet sich die hierfür bereits feststehende Verteilung wie folgt: 


 


Regierungsbezirk Kommune Personen 


Niederbayern Stadt Passau 4 


Oberfranken Stadt Bayreuth 3 


Unterfranken Stadt Würzburg 2 


 


Die weitere Verteilung der noch einreisenden und dann auf Bayern zugewiese-


nen Flüchtlinge wird sich erst im Laufe der folgenden Transfers endgültig erge-


ben und sich insbesondere an der Größe des Familienverbands und der Vulne-


rabilität der Personen orientieren. 


 


Daneben beteiligt sich der Freistaat Bayern selbstverständlich solidarisch an 


der Aufnahme von behandlungsbedürftigen Kindern und ihren Kernfamilien so-


wie an der Aufnahme von unbegleiteten minderjährigen Ausländern aus den 


griechischen Hotspots. In diesem Rahmen wurden bereits knapp 100 Personen 


in Bayern aufgenommen, die nun ein reguläres Asylverfahren durchlaufen. 
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3. Bayerisches Rahmenhygienekonzept für Asylunterkünfte 


Während der Corona-Pandemie hat die Einhaltung von Hygienevorschriften in 


Asylunterkünften nochmals eine besondere Bedeutung für die Sicherstellung 


des Infektionsschutzes gewonnen.  


 


Bereits seit Beginn der Pandemie wurden umfangreiche Maßnahmen zum 


Schutz der untergebrachten Personen, der Mitarbeitenden sowie allen in Asyl-


unterkünften aufhältigen Personen ergriffen. Um den Regierungen und Kreis-


verwaltungsbehörden Handlungsempfehlungen für den Unterbringungsbetrieb 


während der Corona-Pandemie zur Verfügung zu stellen, wurden die Maßnah-


men in einem Rahmenhygienekonzept zusammengefasst. 


 


 


Das bayerische Rahmenkonzept für 


Asylunterkünfte ist abrufbar unter:  


https://www.verkuendung-bay-


ern.de/fi-


les/baymbl/2020/553/baymbl-2020-


553.pdf 


 


 


 



https://www.verkuendung-bayern.de/files/baymbl/2020/553/baymbl-2020-553.pdf

https://www.verkuendung-bayern.de/files/baymbl/2020/553/baymbl-2020-553.pdf

https://www.verkuendung-bayern.de/files/baymbl/2020/553/baymbl-2020-553.pdf

https://www.verkuendung-bayern.de/files/baymbl/2020/553/baymbl-2020-553.pdf
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4. Start der UNICEF-Kampagne #NiemalsGewalt 


Mit #NiemalsGewalt startet UNICEF eine neue Kampagne zum Thema „Nie-


mals Gewalt gegen Kinder“. 


 


Mit einem Video des Regisseurs Jared Knecht ruft UNICEF dazu auf, alltägli-


che Gewalt gegen Kinder zu beenden. Der Film macht die oft lebenslangen Fol-


gen von Gewalt subtil und gleichzeitig eindringlich spürbar. Damit viele Men-


schen alltägliche Gewalt neu wahrnehmen – und sie nicht länger hinnehmen.  


 


Im Rahmen der Kampagne #NiemalsGewalt informiert UNICEF weiter zum 


Thema und macht gemeinsam mit den ehrenamtlich für UNICEF Engagierten in 


ganz Deutschland Angebote zur Sensibilisierung. 


 


 


 


 


Das Video und Informationen zur 


Kampagne sind auf der Website 


von UNICEF abrufbar:  


www.unicef.de/niemalsgewalt 


 


 


 


 


5. Smartphone-App WIR in Deutschland – Zusammen Leben Lernen 2.0 


Mittlerweile ist die neue Smartphone-App WIR in Deutschland – Zusammen Le-


ben Lernen 2.0 in den App-Stores erhältlich. WIR in Deutschland 2.0 ist die 


Fortsetzung der 2019 erschienenen App WIR in Deutschland und ergänzt das 


Themenfeld um sechs weitere Kapitel. Die Apps der WIR-Serie vermitteln zivil-


gesellschaftliche Regeln sowie die diesen zugrundeliegenden Werte und Prinzi-


pien in leicht verständlicher deutscher Sprache, sodass sie eine optimale Unter-


stützung für die Orientierung in Deutschland sind. 


 


 



https://eur03.safelinks.protection.outlook.com/?url=http%3A%2F%2Fwww.unicef.de%2Fniemalsgewalt&data=02%7C01%7CCeren.Gueven-Gueres%40unicef.de%7C763237d822904ce2cfcf08d871022eb2%7C777d345893ed4b52942c319b6d56e6c7%7C0%7C0%7C637383601467509778&sdata=twSuMgsfQPkwgHRyog2QMI3h5CtfnySYw3H4JcxYV8M%3D&reserved=0
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Die App soll Asylhelferkreise und Ehrenamtliche entlasten und die Integration 


von Geflüchteten und Zuwanderern unterstützen, indem sie informiert, aufklärt 


und dabei konkrete Kommunikationshilfe leistet. Durch zahlreiche interaktive 


Übungen wird nicht nur ein wirkliches Verstehen der Lerninhalte ermöglicht, 


sondern auch die Motivation der Lerner nachhaltig angeregt. 


 


Um ein umfassendes Gesamtpaket zu liefern, beinhaltet WIR 2.0 nicht nur die 


sechs neuen Kapitel, sondern auch die bereits bekannten Themengebiete aus 


WIR in Deutschland und ein Kapitel zum Thema „Umgang mit Corona“, das ne-


ben Deutsch auch in den Sprachen Englisch, Türkisch, Arabisch und Kurdisch 


verfügbar ist.  


 


WIR in Deutschland 2.0 ist deutschlandweit kostenlos downloadbar. Durch ihre 


Offline-Funktion ist die App unabhängig von der Verfügbarkeit eines Internetzu-


gangs jederzeit nutzbar. Sie funktioniert auf allen gängigen Smartphones mit 


Android- und iOS-Betriebssystem sowie auf Chromebooks. 


 


 


 


 


Download WIR 2.0 für Android und 


iOS:  


https://qrco.de/bbe22s 


 


 


 



https://qrco.de/bbe22s
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6. Dialog digital – Integrationsminister Herrmann im Austausch mit den 


Asylhelferkreisen 


„Rückblick und Ausblick – Entwicklung des Ehrenamts im Bereich Asyl und In-


tegration“ war das Thema beim ersten „Dialog digital“ am 3. November 2020, zu 


dem Staatsminister Joachim Herrmann die Asylhelferkreise eingeladen hatte. 


„Der Austausch mit den Ehrenamtlichen ist mir sehr wichtig! Ohne sie hätten wir 


weder das Ankunftsgeschehen in den Jahren 2015 und 2016 bewältigen kön-


nen, noch wäre die Integration der Flüchtlinge so gut gelungen“, sagte der Mi-


nister anerkennend. Dialog und gegenseitige Wertschätzung auch bei inhaltli-


chen Differenzen seien die stärksten Gegenmittel gegen Rassismus und Intole-


ranz. „Auch wenn noch viel zu tun ist, können wir stolz auf das Geleistete sein. 


Was die Ehrenamtlichen auf die Beine gestellt haben, war und ist eine Meister-


leistung bürgerschaftlichen Engagements“, betonte Herrmann einleitend. Mehr 


als 130 engagierte Bürgerinnen und Bürger waren der Einladung Herrmanns 


zum Austausch im neuen Format gefolgt. 
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7. WIR! Gemeinsam gegen Hass und Hetze im Netz  


Hass und Hetze im Netz nehmen stetig 


zu. Betroffen davon sind viele, Kommu-


nalpolitiker, Frauen, Menschen mit Mig-


rationshintergrund und leider auch zu-


nehmend Ehrenamtliche. 


 


Bei einer digitalen Diskussionsrunde 


haben Bayerns Innen- und Integrationsminister Joachim Herrmann und der 


Vorsitzende der Hanns-Seidel-Stiftung Markus Ferber, Mitglied des Europäi-


schen Parlaments, zusammen mit Lea Richter von der digitalen Bürgerrechts-


initiative Reconquista Internet/Hassmelden.de die Herausforderungen zum 


Thema „WIR! Gemeinsam gegen Hass und Hetze im Netz“ näher beleuchtet. 


„Angriffe auf Kommunalpolitiker sind Angriffe 


auf unsere Demokratie. Wir lassen Opfer von 


Hass und Hetze nicht allein. Das gilt für un-


sere Bürgerinnen und Bürger genauso wie 


für Amts- und Mandatsträger“, sagte Innen-


minister Joachim Herrmann. Jeder, der sich 


im Netz bedroht fühlt, erhalte jederzeit die volle Unterstützung der bayerischen 


Sicherheitsbehörden. Begleitet wurden die Aussagen des Innenministers durch 


die Darstellung des Präventions- und Beratungsangebotes des Bayerischen 


Landeskriminalamts für verschiedene Zielgruppen. 


 


 


 


 


Eine Aufzeichnung der Diskussi-


onsrunde ist online verfügbar unter 


https://www.facebook.com/Ba-


yStMI/videos/1617669215073671/ 


 


 



https://www.facebook.com/joachim.herrmann.csu/?fref=tag

https://www.facebook.com/ReconquistaNetz/?fref=tag

https://www.facebook.com/bayerischeslandeskriminalamt/?fref=tag

https://www.facebook.com/bayerischeslandeskriminalamt/?fref=tag

https://www.facebook.com/BayStMI/videos/1617669215073671/

https://www.facebook.com/BayStMI/videos/1617669215073671/
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8. Aktuelle mehrsprachige Informationen zum Coronavirus der Bundesregie-


rung 


Wir möchten nochmals auf das mehrsprachige Informationsangebot der Bun-


desregierung zum Coronavirus SARS-CoV-2 hinweisen, das regelmäßig auf-


grund der geänderten Bestimmungen und Verhaltensregelungen umfassend 


aktualisiert wird.  


 


Auf der Website der Beauftragten 


der Bundesregierung für Migration, 


Flüchtlinge und Integration sind ne-


ben mehrsprachigen Informationen 


zum Coronavirus auch Flyer abruf-


bar:  


https://www.integrationsbeauf-


tragte.de/ib-de/amt-und-person/in-


formationen-zum-coronavirus  


 


 


EINREISEN UND AUSREISEN 


Für Reisende gelten aufgrund der Corona-Pandemie besondere Regeln, insbe-


sondere für die Einreise aus Risikogebieten und die anschließende Quaran-


täne. Anlässlich der Herbstferien hat die Beauftragte der Bundesregierung für 


Migration, Flüchtlinge und Integration mehrsprachige Informationen zu aktuel-


len Regelungen erstellt.  


 


Ein animierter Kurz-Film zum 


Thema Einreise nach Deutschland, 


Quarantäne & Entschädigung bei 


quarantänebedingtem Einkom-


mensausfall ist in 13 Sprachen ver-


fügbar: 


https://www.integrationsbeauf-


tragte.de/ib-de/amt-und-person/in-


formationen-zum-coronavirus#tar-2 


 



https://www.integrationsbeauftragte.de/ib-de/amt-und-person/informationen-zum-coronavirus

https://www.integrationsbeauftragte.de/ib-de/amt-und-person/informationen-zum-coronavirus

https://www.integrationsbeauftragte.de/ib-de/amt-und-person/informationen-zum-coronavirus
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FLYER ZUR VERHINDERUNG VON KONFLIKTEN UND GEWALT 


Die mit der Corona-Pandemie verbundenen Kontaktbeschränkungen stellen 


viele Familien weiterhin vor große Herausforderungen. Im Alltag kommt es ver-


mehrt zu Konflikten und Gewalt. Wie man familiären Stress abbaut, wo man 


Hilfe findet und wie man mit eigenen Aggressionen umgeht, zeigt ein neuer 


Flyer in 26 Sprachen (Deutsch, Englisch, Französisch, Spanisch, Italienisch, 


Griechisch, Russisch, Türkisch, Kroatisch, Polnisch, Tschechisch, Bulgarisch, 


Ungarisch, Rumänisch, Albanisch, Arabisch, Farsi/Dari, Vietnamesisch, Kur-


disch, Chinesisch, Pashtu, Somalisch, Tigrinya, Nepalesisch). Der Flyer wird 


gemeinsam vom Ethno-Medizinischen-Zentrum und der Beauftragten der Bun-


desregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration herausgegeben. 


 


 


Abrufbar ist der Flyer auf der 


Website der Beauftragten der Bun-


desregierung für Migration, Flücht-


linge und Integration:  


 


https://www.integrationsbeauf-


tragte.de/ib-de/amt-und-person/in-


formationen-zum-coronavirus#tar-6  
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Bayerisches Ministerialblatt 
BayMBl. 2020 Nr. 616 30. Oktober 2020 


2126-1-12-G 


Achte Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung  
(8. BayIfSMV) 


vom 30. Oktober 2020 


Auf Grund des § 32 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), 
das zuletzt durch Art. 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385) geändert worden ist, in 
Verbindung mit § 9 Nr. 5 der Delegationsverordnung (DelV) vom 28. Januar 2014 (GVBl. S. 22, 
BayRS 103-2-V), die zuletzt durch Verordnung vom 13. Januar 2020 (GVBl. S. 11) geändert worden ist, 
verordnet das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und Pflege: 


Teil 1 
Allgemeine Regelungen 


§ 1 
Allgemeines Abstandsgebot 


1Jeder wird angehalten, die physischen Kontakte zu anderen Menschen auf ein absolut nötiges 
Minimum zu reduzieren und den Personenkreis möglichst konstant zu halten. 2Wo immer möglich, ist ein 
Mindestabstand zwischen zwei Personen von 1,5 m einzuhalten. 3Wo die Einhaltung des Mindestabstands 
im öffentlichen Raum nicht möglich ist, soll eine Mund-Nasen-Bedeckung getragen werden. 4In 
geschlossenen Räumlichkeiten ist stets auf ausreichende Belüftung zu achten. 


§ 2 
Mund-Nasen-Bedeckung 


Soweit in dieser Verordnung die Verpflichtung vorgesehen ist, eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen 
(Maskenpflicht), gilt: 


1. Kinder sind bis zum sechsten Geburtstag von der Tragepflicht befreit. 


2. Personen, die glaubhaft machen können, dass ihnen das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung 
aufgrund einer Behinderung oder aus gesundheitlichen Gründen nicht möglich oder unzumutbar ist, 
sind von der Trageverpflichtung befreit. 


3. Das Abnehmen der Mund-Nasen-Bedeckung ist zulässig, solange es zu Identifikationszwecken oder 
zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderung oder aus sonstigen zwingenden Gründen 
erforderlich ist. 


§ 3 
Kontaktbeschränkung 


(1) Der gemeinsame Aufenthalt im öffentlichen Raum, in privat genutzten Räumen und auf privat 
genutzten Grundstücken ist nur gestattet 


1. mit den Angehörigen des eigenen Hausstands sowie 


2. zusätzlich den Angehörigen eines weiteren Hausstands, solange dabei eine Gesamtzahl von insgesamt 
höchstens zehn Personen nicht überschritten wird. 
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(2) Das Feiern auf öffentlichen Plätzen und Anlagen ist unabhängig von der Zahl der anwesenden 
Personen untersagt. 


(3) Abs. 1 gilt nicht für berufliche und dienstliche Tätigkeiten sowie für ehrenamtliche Tätigkeiten in 
Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts, bei denen ein Zusammenwirken mehrerer Personen 
zwingend erforderlich ist. 


§ 4 
Kontaktdatenerfassung 


(1) 1Soweit nach dieser Verordnung oder aufgrund von Schutz- und Hygienekonzepten nach dieser 
Verordnung zum Zweck der Kontaktpersonenermittlung im Fall einer festgestellten Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 Kontaktdaten erhoben werden, sind jeweils Namen und Vornamen, eine sichere 
Kontaktinformation (Telefonnummer, E-Mail-Adresse oder Anschrift) sowie der Zeitraum des Aufenthaltes zu 
dokumentieren. 2Die Dokumentation ist so zu verwahren, dass Dritte sie nicht unbefugt einsehen können 
und die Daten vor unrechtmäßiger Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem Verlust oder unbeabsichtigter 
Veränderung geschützt sind. 3Die Daten sind nach Ablauf eines Monats zu löschen. 4Werden gegenüber 
dem zur Erhebung Verpflichteten Kontaktdaten angegeben, müssen sie wahrheitsgemäß sein. 


(2) 1Behörden, Gerichte und Stellen, die Aufgaben im öffentlichen Interesse erfüllen oder in Ausübung 
öffentlicher Gewalt handeln, können im Rahmen des Zutritts zu den jeweiligen Gebäuden oder 
Räumlichkeiten ebenfalls personenbezogene Daten nach Abs. 1 Satz 1 erheben. 2Abs. 1 Satz 2 bis 4 gilt 
entsprechend. 


(3) 1Die nach Abs. 1 dokumentierten Daten sind den zuständigen Gesundheitsbehörden auf deren 
Verlangen hin zu übermitteln, soweit dies zur Kontaktpersonenermittlung erforderlich ist. 2Eine anderweitige 
Verwendung der Daten ist unzulässig. 3Die Befugnisse der Strafverfolgungsbehörden bleiben unberührt.  


Teil 2 
Öffentliches Leben 


§ 5 
Veranstaltungen 


1Vorbehaltlich speziellerer Regelungen in dieser Verordnung sind Veranstaltungen, Versammlungen, 
soweit es sich nicht um Versammlungen nach § 7 handelt, Ansammlungen sowie öffentliche Festivitäten 
landesweit untersagt. 2Ausnahmegenehmigungen können auf Antrag von der zuständigen 
Kreisverwaltungsbehörde erteilt werden, soweit dies im Einzelfall aus infektionsschutzrechtlicher Sicht 
vertretbar ist. 


§ 6 
Gottesdienste, Zusammenkünfte von Glaubensgemeinschaften 


1Öffentlich zugängliche Gottesdienste in Kirchen, Synagogen und Moscheen sowie die 
Zusammenkünfte anderer Glaubensgemeinschaften sind unter folgenden Voraussetzungen zulässig:  


1. Bei Gottesdiensten und Zusammenkünften 


a) in Gebäuden bestimmt sich die zulässige Höchstteilnehmerzahl nach der Anzahl der vorhandenen 
Plätze, bei denen ein Mindestabstand von 1,5 m zu anderen Plätzen gewahrt wird; zwischen den 
Teilnehmern ist, soweit diese nicht dem in § 3 genannten Personenkreis angehören, grundsätzlich 
ein Mindestabstand von 1,5 m einzuhalten.  


b) im Freien ist grundsätzlich zwischen Personen, die nicht dem in § 3 genannten Personenkreis 
angehören, ein Mindestabstand von 1,5 m zu wahren. 


2. Für die Besucher gilt Maskenpflicht, solange sie sich nicht an ihrem Platz befinden. 


3. Es besteht ein Infektionsschutzkonzept für Gottesdienste oder Zusammenkünfte, das die je nach 
Glaubensgemeinschaft und Ritus möglichen Infektionsgefahren minimiert; das Infektionsschutzkonzept 
ist auf Verlangen der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen. 


2§ 5 Satz 2 gilt entsprechend. 
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§ 7 
Versammlungen im Sinne des Bayerischen Versammlungsgesetzes 


(1) 1Bei Versammlungen unter freiem Himmel im Sinne des Bayerischen Versammlungsgesetzes 
(BayVersG) muss zwischen allen Teilnehmern ein Mindestabstand von 1,5 m gewahrt und jeder 
Körperkontakt mit anderen Versammlungsteilnehmern oder Dritten vermieden werden. 2Die nach Art. 24 
Abs. 2 BayVersG zuständigen Behörden haben, soweit dies im Einzelfall erforderlich ist, durch 
entsprechende Beschränkungen nach Art. 15 BayVersG sicherzustellen, dass 


1. die Bestimmungen nach Satz 1 eingehalten werden und 


2. die von der Versammlung ausgehenden Infektionsgefahren auch im Übrigen auf ein 
infektionsschutzrechtlich vertretbares Maß beschränkt bleiben; davon ist in der Regel auszugehen, 
wenn die Versammlung nicht mehr als 200 Teilnehmer hat und ortsfest stattfindet. 


3Jedenfalls ab einer Teilnehmerzahl von 200 Personen ist in der Regel Maskenpflicht anzuordnen. 4Sofern 
die Anforderungen nach Satz 2 auch durch Beschränkungen nicht sichergestellt werden können, ist die 
Versammlung zu verbieten. 


(2) Versammlungen in geschlossenen Räumen im Sinne des Bayerischen Versammlungsgesetzes sind 
unter folgenden Voraussetzungen zulässig: 


1. Der Veranstalter hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass zwischen allen Teilnehmern 
grundsätzlich ein Mindestabstand von 1,5 m eingehalten und jeder Körperkontakt mit anderen 
Versammlungsteilnehmern oder Dritten vermieden werden kann. 


2. Unter Beachtung der Anforderungen nach Nr. 1 sind höchstens 100 Teilnehmer zugelassen. 


3. Der Veranstalter hat ein Schutz- und Hygienekonzept auszuarbeiten und auf Verlangen der 
zuständigen Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen. 


§ 8 
Öffentliche Verkehrsmittel, Schülerbeförderung, Reisebusse 


1Im öffentlichen Personennah- und -fernverkehr und den hierzu gehörenden Einrichtungen besteht für 
Fahr- und Fluggäste sowie für das Kontroll- und Servicepersonal, soweit es in Kontakt mit Fahr- und 
Fluggästen kommt, Maskenpflicht. 2Satz 1 gilt entsprechend für die Schülerbeförderung im freigestellten 
Schülerverkehr. 3Touristische Busreisen sind untersagt. 


§ 9 
Spezielle Besuchsregelungen 


(1) 1Beim Besuch von Patienten oder Bewohnern von 


1. Krankenhäusern sowie Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den Krankenhäusern 
vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt (Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 Nr. 1 und 3 des 
Infektionsschutzgesetzes – IfSG), 


2. vollstationären Einrichtungen der Pflege gemäß § 71 Abs. 2 des Elften Buches Sozialgesetzbuch, 


3. Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen im Sinne des § 2 Abs. 1 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB IX), in denen Leistungen der Eingliederungshilfe über Tag und Nacht erbracht 
werden, 


4. ambulant betreuten Wohngemeinschaften nach Art. 2 Abs. 3 des Pflege- und Wohnqualitätsgesetzes 
zum Zwecke der außerklinischen Intensivpflege (IntensivpflegeWGs), in denen ambulante 
Pflegedienste gemäß § 23 Abs. 6a IfSG Dienstleistungen erbringen, 


5. Altenheimen und Seniorenresidenzen 


gilt für die Besucher Maskenpflicht und das Gebot, nach Möglichkeit durchgängig einen Mindestabstand von 
1,5 m einzuhalten. 2Die Einrichtung hat ein Schutz- und Hygienekonzept auf der Grundlage eines vom 
Staatsministerium für Gesundheit und Pflege bekannt gemachten Rahmenkonzepts auszuarbeiten, zu 
beachten und auf Verlangen der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen. 


(2) Die Begleitung Sterbender ist jederzeit zulässig. 
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Teil 3 
Sport und Freizeit 


§ 10 
Sport 


(1) 1Die Ausübung von Individualsportarten ist nur allein, zu zweit oder mit den Angehörigen des 
eigenen Hausstands erlaubt. 2Die Ausübung von Mannschaftssportarten ist untersagt. 3Abs. 2 bleibt 
unberührt. 


(2) Der Wettkampf- und Trainingsbetrieb der Berufssportler sowie der Leistungssportler der Bundes- 
und Landeskader ist unter folgenden Voraussetzungen zulässig: 


1. Die Anwesenheit von Zuschauern ist ausgeschlossen. 


2. Es erhalten nur solche Personen Zutritt zur Sportstätte, die für den Wettkampf- oder Trainingsbetrieb 
oder die mediale Berichterstattung erforderlich sind. 


3. Der Veranstalter hat zur Minimierung des Infektionsrisikos ein Schutz- und Hygienekonzept 
auszuarbeiten und zu beachten, das auf Verlangen den zuständigen Behörden vorzulegen ist. 


(3) Der Betrieb und die Nutzung von Sporthallen, Sportplätzen und anderen Sportstätten sowie von 
Tanzschulen ist nur für die in Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 genannten Zwecke zulässig.  


(4) Der Betrieb von Fitnessstudios ist untersagt. 


§ 11 
Freizeiteinrichtungen 


(1) 1Der Betrieb von Freizeitparks und vergleichbaren ortsfesten Freizeiteinrichtungen ist untersagt. 
2Freizeitaktivitäten dürfen gewerblich weder unter freiem Himmel noch in geschlossenen Räumen angeboten 
werden. 


(2) 1Spielplätze unter freiem Himmel sind für Kinder nur in Begleitung von Erwachsenen geöffnet. 2Die 
begleitenden Erwachsenen sind gehalten, jede Ansammlung zu vermeiden und wo immer möglich auf 
ausreichenden Abstand der Kinder zu achten. 


(3) Stadt- und Gästeführungen, Berg-, Kultur- und Naturführungen sowie Führungen in Schauhöhlen 
und Besucherbergwerken sind untersagt. 


(4) Der Betrieb von Seilbahnen, der Fluss- und Seenschifffahrt im Ausflugsverkehr sowie von 
touristischen Bahnverkehren und Flusskreuzfahrten sind untersagt.   


(5) 1Die Öffnung und der Betrieb von Badeanstalten, Hotelschwimmbädern, Thermen und 
Wellnesszentren sowie Saunen ist untersagt. 2Für Training und Wettkämpfe in Badeanstalten gilt § 10 
Abs. 2. 


(6) Bordellbetriebe, Prostitutionsstätten, Spielhallen, Spielbanken, Wettannahmestellen, Clubs, 
Diskotheken, sonstige Vergnügungsstätten und vergleichbare Freizeiteinrichtungen sind geschlossen. 


Teil 4 
Wirtschaftsleben 


§ 12 
Handels- und Dienstleistungsbetriebe, Märkte 


(1) 1Für Betriebe des Groß- und Einzelhandels mit Kundenverkehr gilt: 


1. Der Betreiber hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass grundsätzlich ein Mindestabstand 
von 1,5 m zwischen den Kunden eingehalten werden kann. 


2. Der Betreiber hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass die Zahl der gleichzeitig im 
Ladengeschäft anwesenden Kunden nicht höher ist als ein Kunde je 10 m2 Verkaufsfläche. 
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3. Für das Personal, die Kunden und ihre Begleitpersonen gilt Maskenpflicht; soweit in Kassen- und 
Thekenbereichen von Ladengeschäften durch transparente oder sonst geeignete Schutzwände ein 
zuverlässiger Infektionsschutz gewährleistet ist, entfällt die Maskenpflicht für das Personal. 


4. Der Betreiber hat ein Schutz- und Hygienekonzept auszuarbeiten und auf Verlangen der zuständigen 
Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen. 


2Für Einkaufszentren gilt: 


1. Hinsichtlich der einzelnen Ladengeschäfte gilt Satz 1. 


2. Hinsichtlich der verbindenden Kundenpassagen gilt Satz 1 mit der Maßgabe entsprechend, dass das 
Schutz- und Hygienekonzept die gesamten Kundenströme des Einkaufszentraums berücksichtigen 
muss. 


(2) 1Für Dienstleistungsbetriebe mit Kundenverkehr gilt Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 3 und 4. 2Dienstleistungen, 
bei denen eine körperliche Nähe zum Kunden unabdingbar ist, sind untersagt (zum Beispiel 
Kosmetikstudios, Massagepraxen, Tattoo-Studios). 3Abweichend von Satz 2 sind Dienstleistungen des 
Friseurhandwerks unter den Voraussetzungen des Satzes 1 zulässig. 


(3) 1In Arzt- und Zahnarztpraxen und in allen sonstigen Praxen, soweit in ihnen medizinische, 
therapeutische und pflegerische Leistungen erbracht oder medizinisch notwendige Behandlungen 
angeboten werden, gilt Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 3 mit der Maßgabe entsprechend, dass die Maskenpflicht 
auch insoweit entfällt, als die Art der Leistung sie nicht zulässt. 2Weitergehende Pflichten zum Tragen eines 
medizinischen Mund-Nasen-Schutzes bleiben unberührt. 


(4) 1Wochenmärkte und andere Märkte zum Warenverkauf unter freiem Himmel, die keinen 
Volksfestcharakter aufweisen und keine großen Besucherströme anziehen, insbesondere kleinere 
traditionelle Kunst- und Handwerkermärkte, Töpfermärkte und Flohmärkte, sind zulässig. 2Für den 
Veranstalter gilt Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 4 mit der Maßgabe entsprechend, dass das Schutz- und 
Hygienekonzept auf der Grundlage eines von den Staatsministerien für Wirtschaft, Landesentwicklung und 
Energie und für Gesundheit und Pflege bekannt gemachten Rahmenkonzepts auszuarbeiten ist. 3Für das 
Verkaufspersonal, die Kunden und ihre Begleitpersonen gilt Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 entsprechend. 
4Unterhaltende Tätigkeiten im Sinn des § 55 Abs. 1 Nr. 2 der Gewerbeordnung, Festzelte und künstlerische 
Darbietungen sind im Rahmen solcher Märkte nicht gestattet. 5§ 5 Satz 2 gilt entsprechend. 


§ 13 
Gastronomie 


(1) Gastronomiebetriebe jeder Art sind vorbehaltlich der Abs. 2 und 3 untersagt. 


(2) Zulässig sind die Abgabe und Lieferung von mitnahmefähigen Speisen und Getränken. 


(3) 1Zulässig ist der Betrieb von nicht öffentlich zugänglichen Betriebskantinen, wenn gewährleistet ist, 
dass zwischen allen Gästen, die nicht zu dem in § 3 Abs. 1 bezeichneten Personenkreis gehören, ein 
Mindestabstand von 1,5 m eingehalten wird. 2Der Betreiber hat ein Schutz- und Hygienekonzept 
auszuarbeiten und auf Verlangen der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen. 


§ 14 
Beherbergung 


(1) 1Übernachtungsangebote dürfen von Hotels, Beherbergungsbetrieben, Schullandheimen, 
Jugendherbergen, Campingplätzen und allen sonstigen gewerblichen Unterkünften nur für glaubhaft 
notwendige, insbesondere für berufliche und geschäftliche Zwecke zur Verfügung gestellt werden. 
2Übernachtungsangebote zu touristischen Zwecken sind untersagt. 


(2) Für Übernachtungsangebote nach Abs. 1 Satz 1 gilt: 


1. Der Betreiber stellt durch geeignete Maßnahmen sicher, dass zwischen Gästen, die nicht zu dem in 
§ 3 Abs. 1 bezeichneten Personenkreis gehören, und zwischen Gästen und Personal grundsätzlich ein 
Mindestabstand von 1,5 m eingehalten wird. 


2. Gäste, die im Verhältnis zueinander nicht zu dem in § 3 Abs. 1 bezeichneten Personenkreis gehören, 
dürfen nicht zusammen in einem Zimmer oder einer Wohneinheit untergebracht werden. 
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3. Für das Personal im Servicebereich oder in Bereichen, in denen ein Mindestabstand von 1,5 m nicht 
eingehalten werden kann, sowie für die Gäste, solange sie sich nicht am Tisch des Restaurantbereichs 
oder in ihrer Wohneinheit befinden, gilt Maskenpflicht; § 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Halbsatz 2 gilt 
entsprechend. 


4. Der Betreiber hat ein Schutz- und Hygienekonzept auf der Grundlage eines von den Staatsministerien 
für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie und für Gesundheit und Pflege bekannt gemachten 
Rahmenkonzepts für Beherbergungsbetriebe auszuarbeiten und auf Verlangen der zuständigen 
Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen. 


5. Der Betreiber hat die Kontaktdaten der Gäste nach Maßgabe von § 4 Abs. 1 zu erheben. 


(3) Für gastronomische Angebote gelten die jeweils speziellen Regelungen dieser Verordnung.  


§ 15 
Tagungen, Kongresse, Messen 


Tagungen, Kongresse, Messen und vergleichbare Veranstaltungen sind untersagt. 


§ 16 
Betriebliche Unterkünfte 


1Für Unternehmen und landwirtschaftliche Betriebe, die mindestens 50 Personen beschäftigen, die in 
Sammelunterkünften oder in betriebseigenen oder angemieteten Unterkünften untergebracht sind, können 
die aus infektionsschutzrechtlicher Sicht erforderlichen Schutz- und Hygienemaßnahmen von der 
zuständigen Kreisverwaltungsbehörde im Einzelfall angeordnet werden. 2Die Betreiber sind für die 
Einhaltung der Schutz- und Hygienemaßnahmen verantwortlich und haben dies regelmäßig zu überprüfen 
und zu dokumentieren. 


Teil 5 
Bildung und Kultur 


§ 17 
Prüfungswesen 


1Die Abnahme von Prüfungen ist nur zulässig, wenn zwischen allen Teilnehmern ein Mindestabstand 
von 1,5 m gewahrt ist. 2Soweit die Einhaltung des Mindestabstands aufgrund der Art der Prüfung nicht 
möglich ist, sind gleichermaßen wirksame anderweitige Schutzmaßnahmen zu treffen. 3Nicht zum 
Prüfungsbetrieb gehörende Zuschauer sind nicht zugelassen. 4§ 5 Satz 2 gilt entsprechend. 


§ 18 
Schulen 


(1) 1Unterricht und sonstige Schulveranstaltungen sowie die Mittagsbetreuung an Schulen im Sinne des 
Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) sind zulässig, wenn durch 
geeignete Maßnahmen sichergestellt ist, dass dem Infektionsschutz Rechnung getragen wird. 2Zu diesem 
Zweck haben die Schulen und die Träger der Mittagsbetreuung ein Schutz- und Hygienekonzept auf der 
Grundlage eines ihnen von den Staatsministerien für Unterricht und Kultus und für Gesundheit und Pflege 
zur Verfügung gestellten Hygieneplans (Rahmenhygieneplan) auszuarbeiten und auf Verlangen der 
zuständigen Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen. 


(2) 1Auf dem Schulgelände besteht Maskenpflicht. 2Unbeschadet des § 2 sind von dieser Pflicht 
ausgenommen 


1. Schülerinnen und Schüler nach Genehmigung des aufsichtführenden Personals aus zwingenden 
pädagogisch-didaktischen oder schulorganisatorischen Gründen, 


2. Schulverwaltungspersonal nach Erreichen des jeweiligen Arbeitsplatzes, sofern nicht weitere Personen 
anwesend sind. 


3Wird der Verpflichtung nach den Sätzen 1 und 2 nicht nachgekommen, soll die Schulleiterin oder der 
Schulleiter die Person des Schulgeländes verweisen; für Schülerinnen und Schüler gilt dies nur ab der 
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Jahrgangsstufe 5. 4Die zuständige Kreisverwaltungsbehörde kann in begründeten Einzelfällen Ausnahmen 
von der Maskenpflicht am Platz zulassen, soweit dies aus infektionsschutzrechtlicher Sicht vertretbar ist. 


§ 19 
Tagesbetreuungsangebote für Kinder, Jugendliche und junge Volljährige 


(1) 1Für den Betrieb von Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen und Heilpädagogischen 
Tagesstätten haben die jeweiligen Träger ein Schutz- und Hygienekonzept auf der Grundlage eines ihnen 
von den Staatsministerien für Familie, Arbeit und Soziales und für Gesundheit und Pflege zur Verfügung 
gestellten Rahmen-Hygieneplans auszuarbeiten und auf Verlangen der zuständigen 
Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen. 2Dabei sind einrichtungsspezifische Anforderungen und die Umstände 
vor Ort zu berücksichtigen. 


(2) 1Für Ferientagesbetreuung und organisierte Spielgruppen für Kinder gilt Abs. 1 entsprechend. 2Auf 
Verlangen der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde ist eine Dokumentation der betreuten Kinder und der 
Betreuungspersonen vorzulegen. 


§ 20 
Außerschulische Bildung, Musikschulen, Fahrschulen 


(1) 1Außerschulische Bildungsangebote sind vorbehaltlich speziellerer Regelungen in dieser 
Verordnung nur zulässig, wenn zwischen allen Beteiligten ein Mindestabstand von 1,5 m gewahrt ist; es 
besteht Maskenpflicht, soweit der Mindestabstand nicht zuverlässig eingehalten werden kann, insbesondere 
in Verkehrs- und Begegnungsbereichen, sowie bei Präsenzveranstaltungen am Platz. 2§ 17 Satz 2 gilt 
entsprechend. 3Der Betreiber hat ein Schutz- und Hygienekonzept auszuarbeiten und auf Verlangen der 
zuständigen Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen. 


(2) 1Unterricht an Musikschulen darf nur erteilt werden, wenn zwischen allen Beteiligten ein 
Mindestabstand von 1,5 m, bei Blasinstrumenten und Gesang ein Mindestabstand von 2 m gewahrt ist. 2Dies 
gilt entsprechend für Musikunterricht außerhalb von Schulen. 


(3) 1Für theoretischen Fahrschulunterricht, Nachschulungen, Eignungsseminare sowie theoretische 
Fahrprüfungen gilt Abs. 1 Satz 1 und 2 entsprechend. 2Für den praktischen Fahrschulunterricht und für 
praktische Fahrprüfungen gilt Maskenpflicht. 


(4) § 5 Satz 2 gilt entsprechend. 


§ 21 
Hochschulen 


1Präsenzveranstaltungen an den Hochschulen sind unter folgenden Voraussetzungen zulässig: 


1. Die Hochschule stellt durch geeignete Maßnahmen sicher, dass zwischen allen Beteiligten 
grundsätzlich ein Mindestabstand von 1,5 m eingehalten wird. 


2. Es besteht Maskenpflicht, soweit der Mindestabstand nicht zuverlässig eingehalten werden kann, 
insbesondere in Verkehrs- und Begegnungsbereichen, sowie bei Präsenzveranstaltungen am Platz. 


3. Unter Beachtung der Anforderungen nach Nr. 1 und Nr. 2 sind zu Präsenzveranstaltungen höchstens 
200 Personen zugelassen. 


4. Die Hochschule hat ein Schutz- und Hygienekonzept auszuarbeiten und auf Verlangen der zuständigen 
Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen. 


5. Die Hochschule hat in diesem Konzept auch geeignete Maßnahmen vorzusehen, um eine 
Nachverfolgung von Kontaktpersonen zu ermöglichen. 


2Speziellere Regelungen nach dieser Verordnung bleiben unberührt. 
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§ 22 
Bibliotheken, Archive 


In Bibliotheken und Archiven ist sicherzustellen, dass grundsätzlich zwischen den Nutzern ein 
Mindestabstand von 1,5 m eingehalten werden kann. 


§ 23 
Kulturstätten 


Geschlossen sind: 


1. Museen, Ausstellungen, Gedenkstätten, Objekte der Bayerischen Verwaltung der staatlichen 
Schlösser, Gärten und Seen und vergleichbare Kulturstätten, 


2. Theater, Opern, Konzerthäuser, Bühnen, Kinos und ähnliche Einrichtungen, 


3. zoologische und botanische Gärten. 


Teil 6 
Sonderbereiche 


§ 24 
Weitergehende Maskenpflicht und Alkoholverbot 


(1) Es besteht Maskenpflicht 


1. auf von der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde festzulegenden stark frequentierten öffentlichen 
Plätzen, auf den Begegnungs- und Verkehrsflächen einschließlich der Fahrstühle von öffentlichen 
Gebäuden sowie von sonstigen öffentlich zugänglichen Gebäuden, für die in dieser Verordnung keine 
besonderen Regelungen vorgesehen sind, 


2. auf den Begegnungs- und Verkehrsflächen der Arbeitsstätte, insbesondere in Fahrstühlen, Fluren, 
Kantinen und Eingängen; Gleiches gilt für den Arbeitsplatz, soweit der Mindestabstand von 1,5 m nicht 
zuverlässig eingehalten werden kann. 


(2) Die Abgabe von alkoholischen Getränken an Tankstellen und durch sonstige Verkaufsstellen und 
Lieferdienste ist in der Zeit von 22 Uhr bis 6 Uhr untersagt. 


(3) Der Konsum von Alkohol ist auf von der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde festzulegenden stark 
frequentierten öffentlichen Plätzen in der Zeit von 22 Uhr bis 6 Uhr untersagt. 


(4) Die zuständige Kreisverwaltungsbehörde kann in begründeten Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
soweit dies aus infektionsschutzrechtlicher Sicht vertretbar ist. 


Teil 7 
Schlussvorschriften 


§ 25 
Örtliche Maßnahmen und ergänzende Anordnungen 


1Weiter gehende Anordnungen der örtlich für den Vollzug des Infektionsschutzgesetzes zuständigen 
Behörden bleiben unberührt. 2Die zuständigen Kreisverwaltungsbehörden können, auch soweit in dieser 
Verordnung Schutzmaßnahmen oder Schutz- und Hygienekonzepte vorgeschrieben sind, im Einzelfall 
ergänzende Anordnungen erlassen, soweit es aus infektionsschutzrechtlicher Sicht erforderlich ist. 


§ 26 
Übergangsvorschrift 


Ausnahmen und Befreiungen von allgemein geltenden infektionsschutzrechtlichen Maßnahmen, die 
von den Kreisverwaltungsbehörden auf der Grundlage der Ersten bis Siebten Bayerischen 
Infektionsschutzmaßnahmenverordnung erteilt wurden, verlieren mit Ablauf des 9. November 2020 ihre 
Gültigkeit.  
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§ 27 
Ordnungswidrigkeiten 


Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 1a Nr. 24 IfSG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 


1. entgegen § 3 Abs. 1 sich mit weiteren Personen aufhält, 


2. entgegen § 3 Abs. 2 auf öffentlichen Plätzen oder Anlagen feiert, 


3. entgegen § 4 Abs. 1 Satz 4 falsche Kontaktdaten angibt, 


4. entgegen § 5 Satz 1 oder § 7 Abs. 2 eine Veranstaltung oder Versammlung durchführt, entgegen § 7 
Abs. 2 Nr. 3 als Veranstalter kein Schutz- und Hygienekonzept vorlegen kann oder entgegen § 5 Satz 1 
oder § 7 Abs. 1 Satz 1 an einer Veranstaltung oder Versammlung teilnimmt, 


5. entgegen §§ 8, 9 und § 20 Abs. 1 und 3, § 21 Satz 1 Nr. 2 oder entgegen §§ 12 und 14 als Besucher, 
Kunde, Begleitperson oder Gast der Maskenpflicht nicht nachkommt, 


6. entgegen § 9 als Betreiber einer Einrichtung kein Schutz- und Hygienekonzept vorlegen kann, 


7. entgegen § 10 Abs. 1 oder 2 Sport betreibt, entgegen § 10 Abs. 2 Nr. 1 Zuschauer zulässt, entgegen 
§ 10 Abs. 3 Sporthallen, Sportplätze, andere Sportstätten oder Tanzschulen betreibt oder nutzt oder 
entgegen § 10 Abs. 4 Fitnessstudios betreibt, 


8. entgegen § 11 Abs. 1 oder Abs. 4 bis 6 Einrichtungen betreibt oder entgegen § 11 Abs. 3 touristische 
Führungen durchführt, 


9. entgegen § 12 als Betreiber eines Ladengeschäfts, einer Verkaufsstelle auf einem Markt oder eines 
Einkaufszentrums oder als Verantwortlicher eines Dienstleistungsbetriebs oder einer Praxis den dort 
genannten Pflichten nicht nachkommt oder nicht sicherstellt, dass das Personal der Maskenpflicht 
nachkommt oder als Veranstalter eines Marktes den dort genannten Pflichten nicht nachkommt, 


10. entgegen § 13 einen Gastronomiebetrieb öffnet, 


11. entgegen § 14 Unterkünfte zur Verfügung stellt, ohne den dort genannten Pflichten nachzukommen, 
oder nicht sicherstellt, dass das Personal der Maskenpflicht nachkommt, 


12. entgegen § 15 Tagungen, Kongresse oder Messen durchführt, 


13. entgegen § 16 als Betreiber die angeordneten Schutz- und Hygienemaßnahmen nicht einhält, ihre 
Nichteinhaltung durch die Beschäftigten duldet oder den Pflichten zur Überprüfung oder Dokumentation 
nicht nachkommt, 


14. entgegen § 17 Prüfungen durchführt, 


15. entgegen § 18 private Schulen nach den Art. 90 ff. BayEUG betreibt, ohne den in § 18 Abs. 1 
genannten Pflichten nachzukommen, oder nicht sicherstellt, dass der Maskenpflicht nach § 18 Abs. 2 
an einer solchen Schule nachgekommen wird, 


16. entgegen § 20 Bildungsangebote betreibt, Musikunterricht erteilt oder Fahrschulunterricht durchführt, 


17. entgegen § 23 die dort genannten Einrichtungen betreibt, 


18. entgegen § 24 Abs. 1 der Maskenpflicht nicht nachkommt, entgegen § 24 Abs. 2 alkoholische Getränke 
abgibt oder entgegen § 24 Abs. 3 Alkohol konsumiert, 
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§ 28 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 


1Diese Verordnung tritt am 2. November 2020 in Kraft und mit Ablauf des 30. November 2020 außer 
Kraft. 2Mit Ablauf des 1. November 2020 tritt die Siebte Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung 
(7. BayIfSMV) vom 1. Oktober 2020 (BayMBl. Nr. 562, BayRS 2126-1-11-G), die zuletzt durch § 1 der 
Verordnung vom 22. Oktober 2020 (BayMBl. Nr. 601) geändert worden ist, außer Kraft. 


München, den 30. Oktober 2020 


Bayerisches Staatsministerium für Gesundheit und Pflege 


Melanie H u m l ,  Staatsministerin 
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Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V. 

3. Webinar Bildung und Berufsbildung in den Herkunftsländern 
Geflüchteter am 26. November 2020 
Das Netzwerk Unternehmen integrieren Flüchtlinge lädt am 
Donnerstag, den 26. November 2020 von 11:30 bis 12:30 Uhr zu einem 
kostenfreien Webinar rund um das Thema Bildung und Berufsbildung 
in den Herkunftsländern Geflüchteter ein. Die Expertin Kristina Stoewe 
vom BQ-Portal für ausländische Berufsqualifikationen wird dabei 
folgende Fragen beantworten: Welche Bildungsabschlüsse bringen 
Geflüchtete mit? Wie sind die Bildungssysteme in den 
Hauptherkunftsländern Geflüchteter, also in Syrien, Afghanistan, Iran, 
Nigeria und Eritrea? Was sind die wesentlichen Unterschiede zum 
deutschen Bildungssystem? Anmelden können Sie sich bei Interesse 
unter diesem Link: https://www.edudip.com/de/webinar/bildung-
berufsbildung-in-den-herkunftslandern-gefluchteter/550326.  
 

4. Dokumentation des Fachtags „Sprache schafft Chancen“ der lagfa 
Bayern 
Am 22. Oktober lud die lagfa Bayern zu einem digitalen Fachtag rund 
um das Thema „Sprache schafft Chancen“ ein. Für die Teilnehmenden 
und alle, die es nicht geschafft haben, sich aber für das Thema 
interessieren, gibt es unter https://www.lagfa-sprachfoerderung.de/ft-
doku jetzt die Dokumentation der Veranstaltung online oder als PDF 
zum Download.  
 

5. Übersicht Anspruch auf Familienleistungen für drittstaatsangehörige 
ausländische Staatsangehörige 
Bekomme ich neben Kindergeld auch einen Kinderzuschlag? Wie viel 
Elterngeld steht mir zu? Und wie ist das mit dem Unterhaltsvorschuss, 
wenn mein Ex-Partner den Unterhalt nicht zahlt? Diese Fragen sind 
schon für viele Menschen mit deutscher Staatsbürgerschaft nicht 
leicht zu beantworten. Für ausländische Staatsangehörige steht vor 
diesen Fragen zunächst die Frage, ob jemand überhaupt 
anspruchsberechtigt ist. Die kurze Antwort ist, es kommt darauf an, 
nach welchem der ca. 70 möglichen Paragraphen ein Aufenthaltsrecht 
abgeleitet ist. Das angehängte PDF (Tabelle_Familienleistungen_2020) 
gibt einen ersten Überblick, aufgeschlüsselt nach den jeweiligen 
Paragraphen. Im Zweifelsfall wäre es aber immer angebracht, mit 
diesem Anliegen auch eine der Flüchtlings-, Integrations- oder 
Migrationsberatungsstellen aufzusuchen und sich zum weiteren 
Vorgehen beraten zu lassen.  

 
6. Tipps für Termine bei Behörden 

Der Flüchtlingsrat Thüringen hat eine mehrsprachige Broschüre zum 
Thema „Tipps für Termine bei Behörden – Cool bleiben“ veröffentlicht. 
Die Broschüre kann in den Sprachen Arabisch, Dari, Deutsch, 
Englisch und Französisch als PDF unter https://www.fluechtlingsrat-
thr.de/aktuelles/news/brosch%C3%BCre-tipps-f%C3%BCr-termine-
bei-beh%C3%B6rden-cool-bleiben heruntergeladen werden. Sie 

https://www.edudip.com/de/webinar/bildung-berufsbildung-in-den-herkunftslandern-gefluchteter/550326
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https://www.fluechtlingsrat-thr.de/aktuelles/news/brosch%C3%BCre-tipps-f%C3%BCr-termine-bei-beh%C3%B6rden-cool-bleiben



 
 


 
 


Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 


Tabellarische Übersicht: Anspruch auf Familienleistungen für drittstaatsangehörige ausländische Staatsangehörige 
 


Stand: 26. August 2020 


Am 1. März 2020 sind die Ansprüche ausländischer Staatsangehöriger, die nicht dem Freizügigkeitsgesetz unterliegen, grundlegend neu geregelt worden. 


Seitdem haben deutlich mehr Drittstaatsangehörige einen Anspruch auf Kindergeld, Elterngeld und Unterhaltsvorschuss. 


Im Folgenden eine Übersicht, mit welchen Aufenthaltstiteln und sonstigen Aufenthaltspapieren Ansprüche auf Familienleistungen bestehen können. Bitte 


beachten Sie, dass es sich dabei nur um eine verkürzte schematische Darstellung handelt, die nicht jede Konstellation berücksichtigen kann.  


 Voraussetzung für Ansprüche auf Familienleistungen ist stets, dass der Aufenthaltstitel für einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten zur Aus-


übung einer Erwerbstätigkeit berechtigt oder früher berechtigt hat oder er eine konkrete Beschäftigung erlaubt. Dies geht aus dem Aufenthaltstitel 


oder einem Zusatzblatt hervor. 


 Bei Elterngeld, Kindergeld und Kinderzuschlag ist der Aufenthaltstitel des Elternteils entscheidend. Bei Unterhaltsvorschuss der Aufenthaltstitel des 


Elternteils oder des Kindes. 


 Die Tabelle zeigt die seit 1. März 2020 geltenden Paragrafen. Falls noch nach altem Recht die Aufenthaltserlaubnis erteilt worden sein sollte, muss 


nach dem nunmehr geltenden Paragrafen der Anspruch auf Familienleistungen geprüft werden. Eine Gegenüberstellung der alten und neuen Para-


grafen im AufenthG finden Sie hier: https://t1p.de/914f 


 Für Staatsangehörige von  


o Algerien (Kindergeld, Unterhaltsvorschuss und Elterngeld)  


o Bosnien und Herzegowina, (nur Kindergeld) 


o Kosovo, (nur Kindergeld) 


o Marokko, (Kindergeld, Unterhaltsvorschuss und Elterngeld) 


o Montenegro, (nur Kindergeld) 


o Serbien, (nur Kindergeld) 


o der Türkei (Kindergeld, Unterhaltsvorschuss und Elterngeld), sowie 


o Tunesien (Kindergeld, Unterhaltsvorschuss und Elterngeld) 


gelten unter Umständen abweichende Regelungen: In bestimmten Fällen besteht für diese Staatsangehörigen auch ohne die entsprechenden Aufent-


haltspapiere und ohne Voraufenthaltszeiten Ansprüche auf Familienleistungen. Dies gilt insbesondere dann, wenn die betreffenden Personen die 



https://t1p.de/914f





 
 


 
 


Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 


Arbeitnehmer*inneneigenschaft erfüllen, also erwerbstätig sind, Arbeitslosengeld I, Kurzarbeitergeld erhalten oder in Elternzeit sind. Für Menschen 


aus Algerien, Marokko und Tunesien und der Türkei ist hierfür auch eine geringfügige Beschäftigung (Minijob) ausreichend. Für Staatsangehörige von 


Marokko, Tunesien und Algerien reicht für die Ansprüche auf Unterhaltsvorschuss und Elterngeld auch ein Minijob oder allein die Mitgliedschaft in 


der gesetzlichen Krankenversicherung (etwa bei Studierenden) aus. Für Staatsangehörige der Türkei besteht ein Kindergeldanspruch unabhängig 


davon immer nach einem sechsmonatigen Aufenthalt. 


 Für Drittstaatsangehörige, die Familienangehörige von Unionsbürger*innen sind, oder über einen „grenzüberschreitenden Bezug“ in der EU verfügen, 


gelten ebenfalls abweichende Regelungen. Auch hier können Ansprüche unabhängig vom Aufenthaltstitel bestehen. 


 


 Das Finanzgericht Niedersachsen hält die Ausschlüsse vom Kindergeld mit bestimmten Aufenthaltserlaubnissen, mit Duldung und Aufenthaltsgestat-


tung für verfassungswidrig. Es hat deshalb sechs Verfahren dem Bundesverfassungsgericht zur Prüfung vorgelegt. Bislang hat das Bundesverfassungs-


gericht darüber noch nicht entschieden (FG Niedersachsen 19.8.13, 7 K 9/10, 7 K 111/13, 7 K 112/13, 7 K 113/13, 7 K 114/13 und 7 K 116/13). Hier 


finden Sie dazu nähere Informationen: https://t1p.de/in3o 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


Projekt AQ – Claudius Voigt – Hafenstr. 3-5, 48153 Münster. Fon: 0251 14486-26. Mail: voigt@ggua.de. Web: www.ggua.de. www.migrationsportal.de 


Diese Arbeitshilfe gibt die Rechtsauffassung des Verfassers wieder. 


 



https://www.iww.de/pistb/quellenmaterial/id/105981

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=7%20K%20111/13#1601625035b8526a9411

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=7%20K%20112/13#1601625035fee699dd16

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=7%20K%20113/13#1601625035a5eaccfbed

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=7%20K%20114/13#16016250359df7d1f0f5

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=7%20K%20116/13#1601625035cf29ab8048

https://t1p.de/in3o

mailto:voigt@ggua.de

http://www.ggua.de/





 
 


 
 


Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 


Aufenthaltsstatus Was ist das? Kindergeld? Kinder- 
zuschlag? 


Unterhalts-
vorschuss? 


Elterngeld? Anmerkungen 


§ 4 Abs. 2 AufenthG Aufenthaltserlaubnis (AE) für 
türkische Staatsbürger*innen 
nach ARB EWG/Türkei 


ja ja ja ja  


§ 6 Abs. 1 AufenthG Visum für die Durchreise oder 
Flughafentransit („A- und B-Vi-
sum“); Schengen-Visum für kurz-
fristigen Aufenthalt („C-Visum“) 


nein nein nein nein  


§ 6 Abs. 3 AufenthG Nationales Visum für längerfristi-
gen Aufenthalt („D-Visum“) 


? ? ? ? Vom Wortlaut her: Kein Anspruch. Wenn die 
anschließend zu erteilende Aufenthaltserlaub-
nis einen Anspruch vermittelt, ist dieser Aus-
schluss aber wohl unzulässig.  


§ 7 Abs. 1 Satz 3 Auf-
enthG 
 


Aufenthaltserlaubnis (AE) in Son-
derfällen 


ja ja ja ja  


§ 9 AufenthG Niederlassungserlaubnis (NE) ja ja ja ja  


§ 9a – c AufenthG Erlaubnis zum Daueraufenthalt-
EU 


ja ja ja ja  


§ 16a AufenthG AE für Aus- und Weiterbildung ja ja ja ja  


§ 16b AufenthG AE für Studium ? ? ? ? Anspruch nur bei Erwerbstätigkeit, Elternzeit 
oder Arbeitslosengeld I 


§ 16c AufenthG Aufenthalt zum Zweck des Studi-
ums in Deutschland ohne Auf-
enthaltstitel für bis zu 360 Tage 
(„mobile Studierende“) 


nein nein nein nein  


§ 16d AufenthG AE für Anerkennung einer aus-
ländischen Berufsqualifikation 


? ? ? ? Anspruch nur bei Erwerbstätigkeit, Elternzeit 
oder Arbeitslosengeld I 


§ 16e AufenthG AE für studienbezogenes Prakti-
kum-EU  


nein nein nein nein  


§ 16f AufenthG AE für Sprachkurs oder Schulbe-
such 


? ? ? ? In der Regel besteht keine Erlaubnis zur Be-
schäftigung. Daher i. d. R. kein Anspruch. 


§ 17 Abs. 1 AufenthG AE zur Ausbildungsplatzsuche 
bzw. Studienbewerbung 


? ? ? ? In der Regel besteht keine Erlaubnis zur Be-
schäftigung. Daher i. d. R. kein Anspruch. 
 


  







 
 


 
 


Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 


Aufenthaltsstatus Was ist das? Kindergeld? Kinderzuschlag? Unterhalts-vor-
schuss? 


Eltern-
geld? 


Anmerkungen 


§ 18a AufenthG 
 


AE zum Zweck der qualifizier-
ten Beschäftigung als Fach-
kraft mit Berufsausbildung 


ja ja ja ja  


§ 18b Abs. 1 Auf-
enthG 


AE zum Zweck der qualifizier-
ten Beschäftigung als Fach-
kraft mit akademischer Aus-
bildung 


ja ja ja ja  


§ 18b Abs. 2  
AufenthG 


Blaue Karte EU ja ja ja ja  


§ 18c AufenthG Niederlassungserlaubnis für 
Fachkräfte 


ja ja ja ja  


§ 18d AufenthG AE für Forscher*innen ja ja ja ja  


§ 18e AufenthG Aufenthalt zum Zweck der 
Forschung ohne Aufenthaltsti-
tel (kurzfristige Mobilität) 


nein nein nein nein  


§ 18f AufenthG AE für Forscher*innen (lang-
fristige Mobilität) 


ja ja ja ja  


§ 19 AufenthG ICT-Karte ja ja ja ja  


§ 19a AufenthG Aufenthalt ohne Aufenthalts-
titel für kurzfristig transfe-
rierte Arbeitnehmer*innen 


nein nein nein nein  


§ 19b AufenthG Mobiler ICT-Karte ja ja ja ja  


§ 19c Abs. 1 Auf-
enthG 


AE für Beschäftigung unab-
hängig von der Qualifikation 


ja ja ja ja Kein Anspruch bei Beschäftigung als Au-
Pair (§ 12 BeschV) oder Saisonbeschäfti-
gung (§ 15a BeschV) 


§ 19c Abs. 2 bis 4 
AufenthG 


AE für sonstige Beschäfti-
gungszwecke, NE für Be-
amt*innen 


ja ja ja ja  


§ 19d AufenthG AE für qualifizierte (frühere) 
Geduldete 


ja ja ja ja  


§ 19e AufenthG AE für Teilnahme am Europäi-
schen Freiwilligendienst 


nein nein nein nein  


§ 20 Abs. 1 und 2 
AufenthG 


AE zur Arbeitsuche nein nein nein nein  







 
 


 
 


Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 


Aufenthaltsstatus Was ist das? Kindergeld? Kinderzuschlag? Unterhalts-
vorschuss? 


Elterngeld? Anmerkungen 


§ 20 Abs. 3 AufenthG AE zur Arbeitsuche nach Ab-
schluss in Deutschland 


? ? 
Nur, wenn erwerbsfä-
higer SGB-II-Berech-
tige*r in der Bedarfs-
gemeinschaft ist. 


? ? Anspruch nur bei Erwerbstätigkeit, El-
ternzeit oder Arbeitslosengeld. 


§ 21 AufenthG AE / NE für Selbstständige ja ja ja ja  


§ 22 AufenthG AE bei Aufnahme aus dem 
Ausland 


ja ja ja ja  


§ 23 Abs. 1  AE nach Aufenthaltsgewäh-
rung durch die obersten Lan-
desbehörden (z.B. „Altfallre-
gelung“) 


ja ja ja ja  


§ 23 Abs. 1  
AufenthG 
mit dem Zusatz „we-
gen des Krieges im 
Heimatland“ 
 


AE nach Aufenthaltsgewäh-
rung durch die obersten Lan-
desbehörden (z. B. Länderauf-
nahmeprogramme für syri-
sche Familienangehörige) 


? ? 
Nur, wenn erwerbsfä-
higer SGB-II-Berech-
tige*r in der Bedarfs-
gemeinschaft ist. 


? ? Anspruch nur bei  


 Erwerbstätigkeit, Elternzeit 
bzw. Arbeitslosengeld oder 


 15monatigem Gesamtaufent-
halt in Deutschland. 


Bei Elterngeld, Unterhaltsvorsch. und 
Kindergeld nach BKGG gilt die Voraus-
setzung der Erwerbstätigkeit in den ers-
ten 15 Monaten nicht für minderjährige 
Leistungsberechtigte.  


§ 23 Abs. 2 bis 4 Auf-
enthG 


AE / NE bei besonders gelager-
ten politischen Interessen; Re-
settlement 


ja ja ja ja  


  







 
 


 
 


Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 


Aufenthaltsstatus Was ist das? Kindergeld? Kinderzuschlag? Unterhalts-
vorschuss? 


Elterngeld? Anmerkungen 


§ 23a AufenthG AE in Härtefällen ? ? 
 


? ? Anspruch nur bei  


 Erwerbstätigkeit, Elternzeit 
bzw. Arbeitslosengeld oder 


 15monatigem Gesamtaufent-
halt in Deutschland. 


Bei Elterngeld, Unterhaltsvorsch. und 
Kindergeld nach BKGG gilt die Voraus-
setzung der Erwerbstätigkeit in den ers-
ten 15 Monaten nicht für minderjährige 
Leistungsberechtigte. 


§ 24 AufenthG AE zum vorübergehenden 
Schutz nach Beschluss des Ra-
tes der EU 


? ? 
 


? ? Anspruch nur bei  


 Erwerbstätigkeit, Elternzeit 
bzw. Arbeitslosengeld oder 


 15monatigem Gesamtaufent-
halt in Deutschland. 


Bei Elterngeld, Unterhaltsvorsch. und 
Kindergeld nach BKGG gilt die Voraus-
setzung der Erwerbstätigkeit in den ers-
ten 15 Monaten nicht für minderjährige 
Leistungsberechtigte. 


§ 24 AufenthG mit 
Zusatz 
„wegen des Krieges 
im Heimatland“ 


AE zum vorübergehenden 
Schutz nach Beschluss des Ra-
tes der EU 


? ? 
Nur, wenn erwerbsfä-
higer SGB-II-Berech-
tige*r in der Bedarfs-
gemeinschaft ist. 


? ? Anspruch nur bei  


 Erwerbstätigkeit, Elternzeit 
bzw. Arbeitslosengeld oder 


 15monatigem Gesamtaufent-
halt in Deutschland. 


Bei Elterngeld, Unterhaltsvorsch. und 
Kindergeld nach BKGG gilt die Voraus-
setzung der Erwerbstätigkeit in den ers-
ten 15 Monaten nicht für minderjährige 
Leistungsberechtigte. 
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Aufenthaltsstatus Was ist das? Kindergeld? Kinderzuschlag? Unterhalts-
vorschuss? 


Elterngeld? Anmerkungen 


§ 25 Abs. 1 und 2 
AufenthG 


AE für Asylberechtigte, aner-
kannte Flüchtlinge und sub-
sidiär Schutzberechtigte 


ja ja ja ja  


§ 25 Abs. 3 AufenthG AE bei nationalem Abschie-
bungsverbot 


? ? 
 


? ? Anspruch nur bei  


 Erwerbstätigkeit, Elternzeit 
bzw. Arbeitslosengeld oder 


 15monatigem Gesamtaufent-
halt in Deutschland. 


Bei Elterngeld, Unterhaltsvorsch. und 
Kindergeld nach BKGG gilt die Voraus-
setzung der Erwerbstätigkeit in den ers-
ten 15 Monaten nicht für minderjährige 
Leistungsberechtigte. 


§ 25 Abs. 4 S. 1 Auf-
enthG 


AE zum vorübergehenden Auf-
enthalt aus dringenden huma-
nitären oder persönlichen 
Gründen 


? ? 
Nur, wenn erwerbsfä-
higer SGB-II-Berech-
tige*r in der Bedarfs-
gemeinschaft ist. 


? ? Anspruch nur bei  


 Erwerbstätigkeit, Elternzeit 
bzw. Arbeitslosengeld oder 


 15monatigem Gesamtaufent-
halt in Deutschland. 


Bei Elterngeld, Unterhaltsvorsch. und 
Kindergeld nach BKGG gilt die Voraus-
setzung der Erwerbstätigkeit in den ers-
ten 15 Monaten nicht für minderjährige 
Leistungsberechtigte. 
 


  







 
 


 
 


Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 


Aufenthaltsstatus Was ist das? Kinder-
geld? 


Kinderzuschlag? Unterhalts-
vorschuss? 


Eltern-
geld? 


Anmerkungen 


§ 25 Abs. 4 S. 2 Auf-
enthG 


AE bei Vorliegen einer außer-
gewöhnlichen Härte 


? ? 
 


? ? Anspruch nur bei  


 Erwerbstätigkeit, Elternzeit bzw. Ar-
beitslosengeld oder 


 15monatigem Gesamtaufenthalt in 
Deutschland. 


Bei Elterngeld, Unterhaltsvorsch. und Kinder-
geld nach BKGG gilt die Voraussetzung der 
Erwerbstätigkeit in den ersten 15 Monaten 
nicht für minderjährige Leistungsberechtigte. 


§ 25 Abs. 4a  
AufenthG 


AE für Opfer von Menschen-
handel und Zwangsprostitu-
tion 


? ? 
 


? ? Anspruch nur bei  


 Erwerbstätigkeit, Elternzeit bzw. Ar-
beitslosengeld oder 


 15monatigem Gesamtaufenthalt in 
Deutschland. 


Bei Elterngeld, Unterhaltsvorsch. und Kinder-
geld nach BKGG gilt die Voraussetzung der 
Erwerbstätigkeit in den ersten 15 Monaten 
nicht für minderjährige Leistungsberechtigte. 


§ 25 Abs. 4b  
AufenthG 


AE für Opfer von Arbeitsaus-
beutung 


? ? 
 


? ? Anspruch nur bei  


 Erwerbstätigkeit, Elternzeit bzw. Ar-
beitslosengeld oder 


 15monatigem Gesamtaufenthalt in 
Deutschland. 


Bei Elterngeld, Unterhaltsvorsch. und Kinder-
geld nach BKGG gilt die Voraussetzung der 
Erwerbstätigkeit in den ersten 15 Monaten 
nicht für minderjährige Leistungsberechtigte. 


  







 
 


 
 


Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 


Aufenthaltsstatus Was ist das? Kinder-
geld? 


Kinderzuschlag? Unterhalts-
vorschuss? 


Eltern-
geld? 


Anmerkungen 


§ 25 Abs. 5,  
AufenthG 
wenn die Ausset-
zung der Abschie-
bung (i.d.R. erstma-
lige Erteilung einer 
Duldung) 18 Monate 
oder länger zurück-
liegt 


AE bei rechtlichem oder tat-
sächlichen Ausreisehindernis 


? ? 
 


? ? Anspruch nur bei  


 Erwerbstätigkeit, Elternzeit bzw. Ar-
beitslosengeld oder 


 15monatigem Gesamtaufenthalt in 
Deutschland. 


Bei Elterngeld, Unterhaltsvorsch. und Kinder-
geld nach BKGG gilt die Voraussetzung der 
Erwerbstätigkeit in den ersten 15 Monaten 
nicht für minderjährige Leistungsberechtigte. 


§ 25 Abs. 5 AufenthG 
wenn die Ausset-
zung der Abschie-
bung (i.d.R. erstma-
lige Erteilung einer 
Duldung) weniger als 
18 Monate zurück-
liegt 


AE bei rechtlichem oder tat-
sächlichen Ausreisehindernis 


? ? 
Nur, wenn erwerbsfä-
higer SGB-II-Berech-
tige*r in der Bedarfs-
gemeinschaft ist. 


? ? Anspruch nur bei  


 Erwerbstätigkeit, Elternzeit bzw. Ar-
beitslosengeld oder 


 15monatigem Gesamtaufenthalt in 
Deutschland. 


Bei Elterngeld, Unterhaltsvorsch. und Kinder-
geld nach BKGG gilt die Voraussetzung der 
Erwerbstätigkeit in den ersten 15 Monaten 
nicht für minderjährige Leistungsberechtigte. 
 


§ 25a AufenthG AE für gut integrierte Jugendli-
che und Heranwachsende  


ja ja ja ja  


§ 25b AufenthG AE bei nachhaltiger Integra-
tion („Bleiberechtsregelung“) 


ja ja ja ja  


§ 26 Abs. 3 und 4 
AufenthG 


NE für anerkannte Flüchtlinge 
und bei sonstigen humanitä-
ren Aufenthaltszwecken 


ja ja ja ja  


§ 28 AufenthG AE für Familienangehörige von 
Deutschen 


ja ja ja ja  


§ 30 AufenthG AE für Ehepartner*innen von 
ausländischen Staatsangehöri-
gen 


ja ja ja ja  


§ 31 AufenthG AE / NE als eigenständiges 
Aufenthaltsrecht 


ja ja ja ja  







 
 


 
 


Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 


Aufenthaltsstatus Was ist das? Kinder-
geld? 


Kinderzuschlag? Unterhalts-
vorschuss? 


Eltern-
geld? 


Anmerkungen 


§ 32 AufenthG AE für minderjährige Kinder 
von Ausländer*innen 


ja ja ja ja  


§ 33 AufenthG AE für im Inland geborene Kin-
der 


ja ja ja ja  


§ 34 AufenthG AE als eigenständiges Aufent-
haltsrecht für volljährig ge-
wordene Kinder 


ja ja ja ja  


§ 35 AufenthG NE für über 16jährige Kinder 
nach fünfjährigem Aufenthalt 


ja ja ja ja  


§ 36 AufenthG AE für sonstige Familienange-
hörige, Eltern von UMF 


ja ja ja ja  


§ 36a AufenthG AE für Familienangehörige von 
Personen mit subisidiärem 
Schutz 


ja ja ja ja  


§ 37 AufenthG AE für Rückkehrberechtigte ja ja ja ja  


§ 38 AufenthG AE / NE für ehemalige Deut-
sche 


ja ja ja ja  


§ 38a AufenthG AE für in einem anderen Uni-
onsstaat langfristig Aufent-
haltsberechtigte 


ja ja ja ja  


  







 
 


 
 


Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 


Aufenthaltsstatus Was ist das? Kinder-
geld? 


Kinderzuschlag? Unterhalts-
vorschuss? 


Eltern-
geld? 


Anmerkungen 


§ 81 Abs. 3 S. 1 Auf-
enthG 


Fiktionsbescheinigung („Er-
laubnisfiktion“) 


nein nein nein nein  


§ 81 Abs. 3 Satz 2 Fiktionsbescheinigung („Dul-
dungsfiktion“) 


nein nein nein nein  


§ 81 Abs. 4 AufenthG Fiktionsbescheinigung („Fort-
geltungsfiktion“) 


? ? ? ? Ja, wenn mit dem vorherigen Aufenthaltstitel 
ein Anspruch bestand. 


       


§ 60a AufenthG Duldung nein nein nein nein  


§ 60a in Verbindung 
mit § 60b AufenthG 


Duldung „für Personen mit un-
geklärter Identität“ 


nein nein nein nein  


§ 60a Absatz 2 Satz 3 
in Verbindung mit 
§ 60c AufenthG 


Ausbildungsduldung nein nein nein nein  


§ 60a Absatz 2 Satz 3 
in Verbindung mit 
§ 60d AufenthG 


Beschäftigungsduldung ja Nur, wenn erwerbsfä-
higer SGB-II-Berech-
tige*r in der Bedarfs-
gemeinschaft ist. 


ja ja  


§ 55 AsylG Aufenthaltsgestattung nein nein nein nein  


       


§ 5 FreizügG Aufenthaltskarte für freizügig-
keitsberechtigte Familienan-
gehörige von Unionsbür-
ger*innen 


ja ja ja ja  


§ 4a FreizügG Daueraufenthaltskarte Aufent-
haltskarte für Familienangehö-
rige von Unionsbürger*innen 


ja ja ja ja  
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Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V. 

informiert in einfachen Worten über die Rechte bei Behördenterminen 
und gibt Tipps, damit die Termine erfolgreich verlaufen. Zum Teil sind 
Thüringen-spezifische Adressen angegeben. Inhaltlich kann die 
Broschüre aber auch in Bayern eingesetzt werden.  
 

Bitte melden Sie sich jederzeit gerne bei Fragen und Anregungen.  
Ich wünsche Ihnen gute Gesundheit, ein schönes Wochenende und 
weiterhin viel Kraft für Ihr großartiges Engagement.  
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
Tobias Goldmann  
 
 

 
Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V.  
Ehrenamtskoordination Flüchtlingshelferkreise - Integrationslotse 
Matthias-Ehrenfried-Haus 
Bahnhofstraße 4 - 6 
97070 Würzburg  
Tel. 0931 38659-118  
Fax 0931 38659-199  
Mobil 0172 7926928  
tobias.goldmann@caritas-wuerzburg.org  
www.caritas-wuerzburg.org 

 

 
 
Wenn Sie den Newsletter nicht mehr erhalten wollen, schreiben Sie mir gerne eine formlose 
Antwortmail.  
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